NON-US PROGRAM

attention Supervisors: NEW ON-CALL DUTY PROVISIONS EFFECTIVE 01 mAR 09!

(POC: DPCN 480-5365)

On 01 March, new tariff provisions regarding scheduling, compensation and administration of 

on-call duty for Non-US employees will enter into effect. While the new provisions are more favorable to Non-US employees scheduled for on-call duty, supervisors need to be aware that management’s expenses for on-call duty hours/shifts will significantly increase in the future. Therefore, it is of utmost importance for supervisors in charge of areas/operations where on-call duty is established to familiarize themselves with the new provisions and review and re-determine the need for on-call duty in each individual case.

The new on-call provisions as well as USAFE/A1K implementing instructions in English and German are attached. Supervisors should contact their servicing Employee Management Relations Specialist for more details and further guidance on this.
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ACHTUNG VORGESETZTE: NEUE BESTIMMUNGEN UEBER RUFBEREITSCHAFT ZUM 

1. MAERZ 09 IN KRAFT! (POC: 480-5365)
Am 1. Maerz treten die neuen Tarifbestimmungen zur Einteilung, Verguetung und Durchfuehrung von Rufbereitschaft fuer Non-US Beschaeftigte in Kraft. Waehrend einerseits die neuen Bestimmungen fuer zur Rufbereitschaft eingeteilte Arbeitnehmer-/-innen guenstiger sind, muessen sich Vorgesetzte darueber im Klaren sein, dass die betrieblichen Kosten fuer Rufbereitschaftsstunden bzw. –schichten zukuenftig erheblich hoeher sind. Daher ist es fuer Fuehrungskraefte in Arbeitsbereichen, in denen Rufbereitschaft eingefuehrt ist, besonders wichtig, sich mit den neuen Bestimmungen verttraut zu machen und in jedem Einzelfall die Erforderlichkeit von Rufbereitschaft zu ueberpruefen und festzulegen.  
Die neuen Tarifregelungen zur Rufbereitschaft sowie Ausfuehrungsbestimmungen des HQ USAFE/A1K sind in Deutsch und Englisch beigefuegt. Fuer naehere Einzelheiten und Ratschlaege sollten sich Vorgesetzte an ihren zustaendigen Employee Management Relations Specialist im Personalbuero wenden.   
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TRANSLATION / ÜBERSETZUNG 
 


HQ USAFE/A1KC 


 


AN  435 MSS/DPC 


        52 FSS/FSMC  


 


SUBJECT:   Neuer Tarifvertrag zur Rufbereitschaft 


 


1.  Während der jüngsten Tarifverhandlungen haben sich die Stationierungsstreitkräfte (SSK) 


und die Gewerkschaft ver.di auf neue Bestimmungen zur Rufbereitschaft geeinigt.  Die neuen 


Bestimmungen treten zum 01.03.2009 in Kraft.  Kopien des Änderungstarifvertrags Nr.32 in 


deutscher Fassung und in englischer Übersetzung sind beigefügt.  Nachfolgend sind Richtlinien 


und Anweisungen zur Umsetzung angeführt.  Es ist zu beachten, dass die in diesem Schreiben 


enthaltenen Richtlinien bzw. Anweisungen die Bestimmungen zur Rufbereitschaft des Kapitels 8 


der USAFEI 36-723 vom 29.07.1999 ersetzen.  


 


2.  Auf der Basis der neuen Tarifbestimmungen können Arbeitnehmer in dem Maße zur 


Rufbereitschaft eingeteilt werden, wie dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist, um 


Arbeiten auf Grund von Notfällen oder Arbeiten, die nicht auf reguläre Arbeitszeiten verschoben 


werden könnnen, zu leisten.  Individuelle Vereinbarungen zur Rufbereitschaft sind nicht länger 


erforderlich.  Bestehende Vereinbarungen werden ungültig und durch die neuen, günstigeren 


Tarifbestimmungen ersetzt.  Das Erfordernis, Rufbereitschaft zu leisten, wird durch 


entsprechenden Eintrag in der AF Form 825 dokumentiert. 


 


3.  Rufbereitschaft ist so zu nutzen, dass sich das Erfordernis, zusätzliche Schichten einzurichten, 


die regulären Arbeitszeiten der Arbeitnehmer zu verlängern oder Überstunden anzusetzen, auf 


ein Minimum beschränkt.  Die verantwortlichen Vertreter der Dienststellenleitung stellen sicher, 


dass die Anzahl der Arbeitnehmer, die für Rufbereitschaft eingeteilt sind, so gering wie möglich 


ist.  Es werden nur diejenigen Arbeitnehmer eingeteilt, die auch tatsächlich die im Notfall 


möglicherweise anfallenden Arbeiten ereldigen würden. 


 


4.  Auf Antrag können einzelne Arbeitnehmer aus schwerwiegenden, persönlichen Gründen von 


der Rufbereitschaft ausgenommen werden, soweit dem zwingende betriebliche Gründe nicht 


entgegenstehen.  Beispiele für schwerwiegende, persönliche Gründe, die eine Freistellung von 


der Rufbereitschaft rechtfertigen würden, sind: 


 


(1)  Ein Arbeitnehmer ist nicht im Besitz eines privaten Fahrzeugs und öffentliche 


Transportmittel stehen nicht zur Verfügung. 


 


(2)  Ein Arbeitnehmer muss sich um ein Kind oder ein nahes Familienmitglied kümmern, da 


keine andere Person dies erledigen kann. 


 


5.  Rufbereitschaft wird für Zeiten außerhalb der festgelegten, regulären Arbeitszeiten angesetzt.  


Während der Rufbereitschaft müssen Arbeitnehmer an einem Ort ihrer Wahl zur Verfügung 


stehen.  Allerdings muss der Arbeitnehmer die Arbeitsstelle einfach erreichen und die Arbeit bei 







 


Benachrichtigung unverzüglich aufnehmen können.  Rufbereitschaft gilt nicht als 


Bereitschaftsdienst oder Arbeitsbereitschaft im Sinne von § 9, Abs.2b, TVAL II. 


 


6.  Im Allgemeinen sollte sich die Dauer der Rufbereitschaft nicht über mehr als 12 Stunden 


erstrecken.  Falls erforderlich, kann eine längere Dauer angesetzt werden, jedoch nicht länger als 


15 Stunden.  Die Beschäftigungsdienststelle legt die Dauer der Rufbereitschaften in einem 


Dienstplan fest.  Der Dienstplan wird für eine Dauer von mindestens einem Monat erstellt und ist 


14 Tage im Voraus bekannzugeben.  


 


7.  Arbeitnehmer erhalten volle Vergütung zuzüglich eventueller Zeitzuschläge (§ 20, TVAL II) 


für die Zeit der Arbeit und die Wegezeiten zum und zurück vom Arbeitsplatz, wenn sie während 


der Rufbereitschaft zur Arbeit gerufen wurden.  Sollte sich die Summe der tatsächlichen 


Arbeitszeiten während einer Rufbereitschaft auf weniger als drei Stunden belaufen, werden 


mindestens drei Stunden wie Mehrarbeit bezahlt.  Dienstliche Telefongespräche werden als 


tatsächliche Arbeitszeit anerkannt.  Sollte der Arbeitnehmer seinen Platz nicht verlassen müssen 


und die gesamte Zeit der Beantwortung der dienstlichen Telefongespräche eine Stunde nicht 


überschreiten, so ist ihm eine Stunde (einschließlich Zuschläge) wie Mehrarbeit zu bezahlen.  


Diese Leistungen erfolgen zusätzlich zu den anwendbaren, in Abschnitt 8d. festgelegten 


Prozentsätzen der auf die Stunde entfallenden Grundvergütung.  


 


8.  Manager und Arbeitnehmer in Sondergehaltsgruppen, ausgenommen Arbeitnehmer der 


Sondergehaltsgruppe C-8, erhalten den entsprechenden prozentualen Zuschlag für 


Rufbereitschaft, aber keine zusätzliche Vergütung oder Zeitzuschläge für die gearbeiteten 


Stunden. 


 


9.  Sollte die tatsächliche tägliche Arbeitszeit, einschließlich während Rufbereitschaft geleisteter 


Arbeit, 10 Stunden überschreiten, so werden die über 10 Stunden hinausgehenden Zeiten mit der 


Arbeitszeit am nächsten Tag verrechnet, um zu gewährleisten, dass die Gesamtzahl der 


Arbeitsstunden an diesem Tag nicht 10 Stunden überschreitet. 


 


Beispiel:  Wenn ein Arbeitnehmer an einem Dienstag 12 Stunden arbeitet, darf er am Mittwoch 


nicht länger als 8 Stunden arbeiten. 


 


10.  Die durch §5 (1), Arbeitszeitgesetz (AZG) vorgeschriebene ununterbrochene Ruhezeit von 


11 Stunden wurde gemäß §7 (1) 3., AZG auf 9 Stunden reduziert.  Die Ruhezeit kann in einer 


Betriebsvereinbarung weiter reduziert werden; diese könnte auch Unterbrechungen der Ruhezeit 


erlauben, wenn während der Rufbereitschaft gearbeitet werden muss.  Allerdings muss 


zumindest eine ununterbrochene Ruhezeit von 6 Stunden gewährleistet sein.  Sollte die 


telefonische Bearbeitung dienstlicher Anfragen während der Rufbereitschaft nicht länger als 15 


Minuten dauern, so stellt dies keine Unterbrechung der Ruhezeit dar.  


 


11.  Die Rufbereitschaft der Arbeitnehmer in medizinischen Einrichtungen richtet sich nach 


Anhang K, TVAL II.  Die Bestimmungen des §9, Abs.8, mit Ausnahme der Bestimmungen in 


Ziffer 8 f) bis i), gelten für diese Arbeitnehmer nicht.  


 







 


12.  Rufbereitschaft ist über die Zeit- und Anwesenheitslisten gemäß USAFEI 36-709 zu melden.  


Zur Erstattung von damit verbundenen Kosten und Fahrtkosten füllen Arbeitnehmer das USAFE 


Formblatt 594 aus und senden es über das Zivilpersonalbüro zur Lohnstelle, Ausländische 


Streitkräfte.  Im Abschnitt für Bemerkungen ist einzutragen, dass die Kostenerstattung gemäß § 


9, Ziffer 8f), TVAL II beantragt wird.  


 


13.  Fragen in dieser Angelegenheit richten Sie bitte an Frau Eva Schmitt-Vogeley, Eva.Schmitt-


Vogeley.deu@us.af.mil, DSN 480-6609.  


 


 


 


// im Original gezeichnet // 


JOAN SILER, YC-02, DAF 


Chief, Civilian Policy 


Personnel Support Division 


 


Anlage: 


Änderungstarifvertrag Nr.32 
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Draft 


 


 


Tariff Agreement Amendment No. 32 


 


re CTA II 


 


dated November 18, 2008 


 


 


The Federal Republic of Germany 


represented by the Federal Ministry of Finance 


 


- in agreement with the  


Highest Authorities of the Sending States Forces - 


 


on the one hand 


 


and 


 


the United Services Union (ver.di) 


- Federal Board - 


 


The Industrial Union Metal for the Federal Republic of Germany 


- Board - 


 


The Union Food-Consumption-Catering 


- Central Administration - 


 


on the other hand 


 


have negotiated the following tariff agreement: 


 


 


Article 1 


 


Changes to CTA II 


 


The Tariff Agreement dated December 16, 1966 for the employees with the Stationing 


Forces in the Federal Republic of Germany – CTA II – is supplemented as follows:  


 


1. In Major Part I 


 


1.1 In Article 9 (Regular Hours of Work) 


the following paragraph 8 is added.  


 







8. Employees may be assigned to perform on-call duty pursuant to the following 


provisions if required for operational reasons.  


 


Upon request, temporary or indefinite exemption from on-call duty may be granted 


to individual employees for serious personal reasons unless there is a conflict with 


compelling operational reasons. 


 


a) During on-call duty, employees are basically free to choose the location where they 


spend their time. They must nevertheless ensure that they can be contacted at any 


time during on-call duty so that they can start working immediately when required.  


 


b) Periods of on-call duty shall not be considered hours of work. On-call duty will be 


performed outside the established regular work hours. 


 


c) Without their consent employees may not be assigned to perform on-call duty for 


more than 14 days per month, including no more than two weekends.  


 


Without their consent employees may not be assigned to perform on-call duty on 


weekends adjoining a multi-day annual leave period. 


 


d) Hours of on-call duty will be compensated by 12.5 per cent – hours of on-call duty 


on a Saturday, Sunday or legal holiday by 20 per cent – of the hourly basic 


compensation (Article 16 paragraph 1a; 3).  


 


e) If called to work during on-call duty, employees will receive the compensation in 


accordance with letter d) and, in addition, their personal hourly rate, if applicable to 


include supplements, for the actual time worked and for travel time. If the sum of 


accumulating periods of work during on-call duty is less than three hours, employees 


shall receive compensation for a minimum of three hours, to include supplements as 


if it were overtime.  


 


Official phone calls (responding to technical questions and technical consultation) 


shall also be regarded as actual time worked. If employees do not have to leave their 


location and the total period of accumulated time worked (official phone calls) does 


not exceed one hour, they shall receive compensation for at least one hour, to include 


supplements as it were overtime. Furthermore, employees will receive compensation 


for actual time worked.  


 


f) Employees shall receive reimbursement for expenses incurred from phone calls, use 


of public or personal transportation. The provisions of Appendix R paragraph II will 


be applicable accordingly to reimbursement of travel costs.  


 


g) Actual time worked accruing during on-call duty after the end of the regular daily 


work hours and exceeding ten hours in one day shall be attributed to the next day; it 


shall be balanced on that day in a manner ensuring that no more than ten hours of 


work are performed.  







 


h) Should employees as a result of rest periods for work performed during on-call duty 


be prevented from starting work on time at their established regular work hours, 


compensation for the resulting lost work hours shall be like that for work hours in 


accordance with the provisions of the Collective Tariff Agreement.  


 


i) In order to take due account of the characteristic nature of this duty, the rest period 


for periods of on-call duty shall be reduced in accordance with section 7(1)3 of the 


Work Time Law by two hours to a total of nine hours. The corresponding balance for 


this measure shall be established within 24 weeks.  


 


Further reductions of the rest period in accordance with section 7(2)1 and 4 Work 


Time Law and associated details, to include those relating to section 7(1) Work Time 


Law, may be regulated by a shop agreement.  


 


 


1.2 In Article 16 (Computation of Earnings) 


 


a) the line  


“Reporting allowance   (Appendix G paragraph I.8b)” 


in paragraph 1b (Allowances/Supplements in Addition to Basic Compensation) 


will be deleted.  


 


b) item (10) in paragraph 1c (Other Remuneration Components) will be replaced 


by the following wording:  


“(10) Compensation for on-call duty in other cases         (Article 9 paragraph 8)”.  


 


 


2. In Appendix K 


 


In Part I (General Provisions), paragraph 4b will be modified as follows:  


 


a) The introductory sentence preceding paragraph 4b(1) will be replaced by the 


following wording:  


“b) Paragraph 8 does not apply. Instead, the following is agreed upon:”. 


 


b) In paragraph (2) (On-call duty), the last sentence of subparagraph (a) will be 


deleted. Subparagraph (e) will be followed by the following subparagraph (f): 


“(f) As for the rest, the provisions of Article 9 paragraph 8 letters f) through i) 


shall apply.”  


 


 


Article 2 


Final Provisions 


 


This tariff agreement shall enter into effect on March 1, 2009.  







Berlin / November 18, 2008 


 


 


For the Federal Republic of Germany 


The Federal Ministry of Finance 


By order 


 


 


 


For the United Services Union (ver.di) 


- Federal Board - 


 


 


 


For the Industrial Union Metal for the Federal Republic of Germany 


- Board - 


 


 


 


For the Union Food-Consumption-Catering 


- Central Administration - 


 


 


 







TRANSLATION / ÜBERSETZUNG 
 


Entwurf 


 


 


Änderungstarifvertrag Nr. 32 


 


zum TVAL II 


 


vom 18. November 2008 


 


Die Bundesrepublik Deutschland 


vertreten durch den Bundesminister der Finanzen 


– im Einvernehmen mit den  


obersten Behörden der Stationierungsstreitkräfte – 


einerseits 


und 


die Vereinigte Diensleistungs-Gewerkschaft, ver.di 


– Hauptvorstand – 


 


die Industrie-Gewerkschaft Metall für die Bundesrepublik Deutschland 


– Vorstand – 


 


die Gewerkschaft Nahrung-Genuß-Gaststätten 


– Hauptverwaltung – 


 


andererseits 


 


haben den folgenden Tarifvertrag vereinbart: 


 


 







§ 1 


 


Änderungen des TVAL II 


 


Der Tarifvertrag vom 16.12.1966 für Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften in 


der Bundesrepublik Deutschland, TVAL II, wird wie folgt geändert:  


 


1.  Im Hauptteil I 


 


1.1.  In § 9 (Regelmäßige Arbeitszeit) 


wird der folgende Absatz 8 hinzugefügt.  


 


8.  Arbeitnehmer können – soweit es aus betrieblichen Gründen erforderlich ist – nach 


Maßgabe folgender Vorschriften zu Rufbereitschaft eingeteilt werden. 


 


Aufgrund schwerwiegender persönlicher Gründe können einzelne Arbeitnehmer auf 


Antrag vorübergehend oder unbefristet von der Rufbereitschaft ausgenommen 


werden, soweit dem zwingende betriebliche Gründe nicht entgegenstehen. 


 


a)   Während der Rufbereitschaft sind sie in der Wahl ihres Aufenthaltsortes 


grundsätzlich frei.  Der Arbeitnehmer muss jedoch sicherstellen, dass er während der 


Rufbereitschaft jederzeit erreichbar ist, um im Bedarfsfall unverzüglich die Arbeit 


aufnehmen zu können. 


 


b)   Die Zeit der Rufbereitschaft zählt nicht als Arbeitszeit.  Sie ist außerhalb der 


festgesetzten regelmäßigen Arbeitszeit zu leisten. 


 


c)   Ohne Zustimmung des Arbeitnehmers darf die Einteilung zur Rufbereitschaft 14 


Tage im Monat nicht überschreiten und höchstens zwei Wochenenden beinhalten. 


 


An Wochenenden, die einen mehrtägigen Erholungsurlaub tangieren, wird der 


Arbeitnehmer nicht ohne seine Zustimmung zur Rufbereitschaft eingeteilt. 


 


d)   Rufbereitschaftsstunden werden mit 12,5 v.H. – Rufbereitschaftsstunden an einem 


Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag mit 20 v.H. – der auf die Stunde 


entfallenden Grundvergütung (§ 16 Ziffer 1a, 3) vergütet. 


 


e)   Wird der Arbeitnehmer in der Zeit der Rufbereitschaft zur Arbeitsleistung in 


Anspruch genommen, so wird er für die tatsächliche Arbeitszeit sowie für 


Wegezeiten neben der Vergütung nach Buchstabe d) mit seinem persönlichen 


Stundensatz, gegebenenfalls zuzüglich Zuschlägen, vergütet.  Ergibt die Summe der 


anfallenden Arbeitszeiten während der Rufbereitschaft weniger als drei Stunden, 


werden dem Arbeitnehmer mindestens drei Stunden einschließlich Zuschläge wie 


Mehrarbeit vergütet. 


 







Als tatsächliche Arbeitszeit gelten auch dienstliche Telefongespräche (Beantwortung 


von fachlichen Anfragen und fachliche Beratung).  Muss der Arbeitnehmer seinen 


Aufenthaltsort nicht verlassen, ist ihm mindestens eine Stunde einschließlich 


Zuschläge wie Mehrarbeit zu vergüten, falls die Summe der anfallenden Arbeitszeiten 


(dienstliche Telefongespräche) während der Rufbereitschaft eine Stunde nicht 


überschreitet.  Darüber hinaus ist die tatsächliche Arbeitszeit zu vergüten. 


 


f)   Ausgaben, die dem Arbeitnehmer entstehen durch Telefongespräche, die Benutzung 


öffentlicher Verkehrsmittel oder privaten Transportes, werden erstattet. Für die 


Erstattung der Fahrkosten werden die Bestimmungen des Anhangs R Ziffer II 


entsprechend angewendet. 


 


g)   Tatsächlich geleistete Arbeitszeit, die im Rahmen der Rufbereitschaft nach dem Ende 


der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit über die Dauer von zehn Stunden hinaus an 


einem Tag anfällt, wird dem folgenden Arbeitstag zugerechnet und an diesem so weit 


ausgeglichen, dass an diesem Tag nicht mehr als zehn Arbeitsstunden anfallen. 


 


h)   Soweit es dem Arbeitnehmer auf Grund der Ruhezeit wegen Arbeiten während der 


Rufbereitschaft unmöglich ist, die festgelegte regelmäßige Arbeitszeit rechtzeitig 


aufzunehmen, wird die dadurch ausfallende Arbeitszeit nach den tarifvertraglichen 


Vorschriften wie Arbeitszeit vergütet. 


 


i)   Um der Eigenart dieses Dienstes gerecht zu werden, wird die Ruhezeit für Zeiten der 


Rufbereitschaft gemäß § 7 Absatz 1 Nr. 3 ArbZG um zwei auf neun Stunden 


verkürzt. Dafür wird innerhalb von 24 Wochen ein Ausgleich geschaffen. 


 


Weitergehende Kürzungen der Ruhezeit gemäß § 7 Absatz 2 Nrn. 1 und 4 ArbZG und 


damit zusammenhängende Einzelheiten einschließlich zu § 7 Absatz 1 ArbZG können 


durch Dienstvereinbarung geregelt werden.“ 


 


 


1.2.  In § 16 (Berechnung des Arbeitsverdienstes) 


 


a) die Zeile  


“Antrittsgebühr   (Anhang G Ziffer I.8b)” 


in Absatz 1b (Zulagen/Zuschläge zur Grundvergütung) wird gestrichen.  


 


b)  Punkt (10) in Absatz 1c (Sonstige Entlohnungsbestandteile) wird ersetzt durch 


die folgende Formulierung:  


“(10) Vergütung der Rufbereitschaft in anderen Fällen         (§ 9 Ziffer 8)”.  


 


 







2.   In Anhang K 


 


In Teil I (Allgemeine Bestimmungen), wird Absatz 4b wie folgt geändert:  


 


a)  Der einführende, dem Absatz 4b(1) vorausgehende Satz wird durch die folgende 


Formulierung ersetzt:  


“b) Ziffer 8 entfällt.  Stattdessen ist vereinbart:”. 


 


b)  In Ziffer (2) (Rufbereitschaft), wird der letzte Satz des Unterabschnitts (a) 


gestrichen.  Dem Unterabschnitt (e) folgt der nachfolgende Unterabschnitt (f) 


“(f) Im Übrigen finden die Vorschriften des § 9 Ziffer 8 Buchst. f) 


bis i) Anwendung..”  


 


 


§ 2 


Schlussbestimmungen 


 


Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2009 in Kraft.  


Berlin, 18. November 2008 


 


 


Die Bundesrepublik Deutschland 


Das Bundesministrium für Finanzen 


Im Auftrag 


 


 


 


Die Vereinigte Dienstleistungs-Gewerkschaft (ver.di) 


- Der Bundesvorstand - 


 


 


 


Die Industrie-Gewerkschaft Metall für die Bundesrepublik Deutschland 


– Vorstand – 


 


 


Die Gewerkschaft Nahrung-Genuß-Gaststätten 


– Hauptverwaltung – 
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